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Die nachfolgend aufgelisteten Festsetzungen sind hinsichtlich ihres Geltungsbereiches de-
ckungsgleich mit dem zeichnerisch festgesetzten Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Main-
straße Nord“ in Bürstadt. Die zeichnerischen und sonstigen Festsetzungen der Plandarstellung 
werden durch die textlichen Festsetzungen ergänzt. 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit (i.V.m.) der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) 

A.1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 und 4 
BauNVO) 

Die entsprechend zeichnerisch bestimmten Teilbereiche des Geltungsbereiches mit der Kenn-
zeichnung „WA“ werden als „Allgemeine Wohngebiete“ (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden die nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO ausnahms-
weise zulässigen Nutzungen (Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes und sind somit nicht zulässig. 

A.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 20 
BauNVO) 

A.2.1. Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. §§ 17 und 19 BauNVO) 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird als Höchstmaß entsprechend Eintrag in den tabellarischen 
Festsetzungen (Nutzungsschablone) festgesetzt.  

Die zulässige Grundfläche darf durch die in § 19 Abs. 4 Nr. 1 bis Nr. 3 genannten Anlagen bis zu 
einem Wert von 0,7 überschritten werden.  

A.2.2. Geschossflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. §§ 17 und 20 BauNVO) 

Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird als Höchstmaß entsprechend Eintrag in den tabellarischen 
Festsetzungen (Nutzungsschablone) festgesetzt. 

A.2.3. Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 18 BauNVO) 

Die Höhe baulicher Anlagen wird entsprechend Eintrag in den tabellarischen Festsetzungen (Nut-
zungsschablone) festgesetzt. Bei Gebäuden mit Flachdach und flach geneigtem Dach bis 
max. 10° ist die Festsetzung B.1.1 zu beachten. 

Bezugshöhe (unterer Bezugspunkt) für die Höhe baulicher Anlagen gemäß tabellarischer Fest-
setzung (Nutzungsschablone) ist die Höhe der anbaufähigen Verkehrsfläche gemessen senk-
recht zur Straßenachse in der Mitte der Straßenfront des jeweiligen Baugrundstückes. Bei Eck-
grundstücken ist die Bezugshöhe zunächst in beiden Straßen zu ermitteln. Diese Werte sind dann 
zu mitteln. Der sich ergebende Mittelwert der Straßenhöhen ist die für das Eckgrundstück gel-
tende Bezugshöhe. 

Die zulässigen Höhen baulicher Anlagen dürfen durch technische Aufbauten und Teile haustech-
nischer Anlagen (z.B. Solaranlagen, Fahrstuhlschächte, Klimageräte, Schornsteine etc.) sowie 
durch Anlagen zur Absturzsicherung (z.B. Brüstungsmauern, Geländer etc.) auf bis zu 10 % der 
Gebäudegrundfläche um bis zu 1,00 m werden. Als Ausnahme können für Abluftanlagen auch 
größere Höhen zulassen werden, wenn sich das entsprechende Erfordernis aufgrund des Immis-
sionsschutzrechtes oder aus sonstigen bauaufsichtlichen Vorschriften ergibt. 

Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen darf als Ausnahme bis zur Bestandshöhe legal 
errichteter Gebäude (Baugenehmigung liegt vor) überschritten werden.  
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A.3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

Für die Wohngebiete (WA) wird eine abweichende Bauweise wie folgt festgesetzt: Es gelten die 
Bestimmungen der offenen Bauweise, wobei die Länge der Hausformen abweichend hiervon auf 
maximal 35,0 m begrenzt ist. Als Ausnahme kann eine einseitige oder zweiseitige Grenzbebau-
ung zugelassen werden, sofern diese zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bereits zulässi-
gerweise errichtet wurde (Baugenehmigung liegt vor) oder wenn auf dem Nachbargrundstück an 
der gemeinsamen Grenze bereits angebaut wurde. 

Weitere Ausnahmen wie z.B. geringere Grenzabstände als nach Hessischer Bauordnung erfor-
derlich können zugelassen werden, wenn dies zur Berücksichtigung legal errichteter Bebauung 
erforderlich ist. 

Hinweis: Für die Zulassung der Ausnahme zur Bauweise kann u.U. eine Nachbarzustimmung 
erforderlich werden. Eine frühzeitige Abstimmung mit den Nachbarn wird daher empfohlen. 

A.4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

Gebäude der Hauptnutzung sind ausschließlich innerhalb der überbaubaren Flächen (Baufens-
ter) zulässig. Nebengebäude sowie sonstige bauliche Anlagen können auch außerhalb der über-
baubaren Flächen zugelassen werden. 

A.5. Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB i.V.m. § 12 BauNVO) 

Stellplätze, Garagen und Carports (offene Garagen bzw. überdachte Stellplätze) sind ausschließ-
lich innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie in den dafür festgesetzten Flächen 
zulässig. Bei Garagen muss zwischen Garagentor und öffentlicher Verkehrsfläche in der Achse 
der Garagenzufahrt ein Abstand von mindestens 3,0 m eingehalten werden. Bei Carports kann 
dieser Abstand unterschritten werden, sofern ein Abstand zur Grenze der öffentlichen Verkehrs-
fläche von mindestens 3,0 m stützenfrei und frei von Seitenwänden oder sonstigen Sichthinder-
nissen ist. 

A.6. Fläche für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

In der zeichnerisch entsprechend festgesetzten „Fläche für den Gemeinbedarf“ mit der Zweckbe-
stimmung „Kindergarten“ sind ausschließlich Anlagen, die der Zweckbestimmung „Kindergarten“ 
zugeordnet werden können zulässig. 

A.7. Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

In den zeichnerisch entsprechend festgesetzten „Öffentlichen Grünflächen“ mit der Zweckbestim-
mung „Friedhof/Parkanlage“ sind ausschließlich Anlagen, die der Zweckbestimmung zugeordnet 
werden können zulässig.  

A.8. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

A.8.1. Gehölzschutz/ Gehölzerhalt 

Vorhandene Bäume und Gehölze, die erhalten werden sollen, sind bauzeitlich durch geeignete 
Maßnahmen gegen Beschädigung zu schützen. 
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A.8.2. Nachsuche nach Baumhöhlen bei zu fällenden Bäumen 

Bei zu fällenden Bäumen ist unmittelbar vor der Rodung eine aktuelle Begutachtung hinsichtlich 
evtl. vorhandener Baum- bzw. Spechthöhlen durch eine fachlich qualifizierte Person durchzufüh-
ren und ggf. diese auf Besatz zu prüfen. Alle angetroffenen Höhlenbäume sind deutlich sichtbar 
zu markieren (s.a. Beschränkung der Rodungszeiten für Höhlenbäume 

A.8.3. Beschränkung der Rodungszeit von Gehölzen 

Die Rodung von Gehölzen muss außerhalb der Brutzeit - also zwischen 1. Oktober und 
28./29. Februar - erfolgen; dies umfasst ausdrücklich auch die Rodung kleinflächiger Gehölze. 

Die Rodung von Höhlenbäumen muss grundsätzlich außerhalb der Setzzeit d.h. in der Zeit vom 
1. Oktober bis zum 28./29. Februar, erfolgen. Da die Baumhöhlen jedoch auch in dieser Zeit 
durchaus noch von Fledermäusen als Schlafplatz genutzt werden können, kann die Fällung erst 
während deren Winterruhephase erfolgen – als gesicherter Winterruhezeitraum wird für den be-
troffenen Landschaftsraum die Periode von 01. Dezember bis 31. Januar angenommen. 

Als Ausnahme kann von dieser Festsetzung abgewichen werden. Es muss jeder Höhlenbaum 
unmittelbar vor der Fällung, durch eine fachlich qualifizierte Person, auf das Vorkommen von 
Fledermäusen (mittels Endoskop-Kamera o.ä.) überprüft werden; werden keine Fledermäuse an-
getroffen ist der Baum unverzüglich zu fällen oder als Alternative die vorhandene Öffnung zu 
verschließen. Werden Fledermäuse angetroffen ist die jeweilige Höhlenöffnung mittels eines Ven-
tilationsverschlusses zu verschließen. Die Kontrolle ist dann zwei Tage später zu wiederholen; 
bei anhaltend schlechter Witterung ist die Kontrollphase entsprechend zeitlich auszudehnen. Die 
Ergebnisse sind zu dokumentieren.  

A.8.4. Installation von Fledermauskästen (bei Rodung von Höhlenbäumen) 

Als Ersatz für den Verlust von (potenziell nutzbaren) Quartierstrukturen für Baumhöhlen bewoh-
nende Fledermausarten durch die Rodung von Höhlenbäumen sind entsprechende Hilfsgeräte 
auf dem Eingriffsgrundstück zu installieren. Hierbei sind für jeden entfallenden Höhlenbaum zwei 
Hilfsgeräte aufzuhängen. Als genehmigungspflichtige Ausnahme können entsprechende Hilfsge-
räte auch außerhalb des Eingriffsgrundstücks angebracht werden. Die Fledermauskästen sind 
aus folgender Typenpalette der Firma Schwegler auszuwählen: Flachkasten Typ 1 FF, Fleder-
maushöhle Typ 2FN und Fledermaushöhle Typ 3FN sowie funktional vergleichbare Typen auch 
von anderen Herstellern. Die Umsetzung dieser Maßnahme ist den Eingriffen voranzustellen und 
muss unter Anleitung einer fachlich qualifizierten Person erfolgen. Die Reinigung und Wartung 
der Hilfsgeräte ist dauerhaft sicherzustellen (Hinweis: diese Maßnahmen sind im Freiflächenplan 
im Rahmen der Bauvorlagen nachzuweisen und zu verorten. Die zuständige Naturschutzbehörde 
muss zudem einen Ergebnisbericht als Vollzugsdokumentation erhalten, in dem auch die Stand-
orte der Hilfsgeräte und die Quantifizierung nachgewiesen sind.) 

A.8.5. Installation von Nistgeräten (bei Rodung von Höhlenbäumen) 

Als Ersatz für den Verlust von Höhlenbäumen (potenzielle Bruthabitatstruktur für Höhlenbrüter) 
sind entsprechende Hilfsgeräte auf dem Eingriffsgrundstück zu installieren; es sind für jeden ent-
fallenden Höhlenbaum zwei Nistkästen für Höhlen- bzw. Nischenbrüter aufzuhängen. Die Nist-
kästen sind aus folgender Typenpalette der Firma Schwegler auszuwählen: Nisthöhle Typ 1B, 
Nisthöhle 2M, Nisthöhle 3S, Nisthöhle 2GR, Nischenbrüterhöhle 1N sowie funktional vergleich-
bare Typen auch von anderen Herstellern. Die Umsetzung dieser Maßnahme ist den Eingriffen 
voranzustellen und muss unter Anleitung einer fachlich qualifizierten Person erfolgen. Die Reini-
gung und Wartung der Hilfsgeräte ist dauerhaft sicherzustellen (Hinweis: diese Maßnahmen sind 
im Freiflächenplan im Rahmen der Bauvorlagen nachzuweisen und zu verorten. Die zuständige 
Naturschutzbehörde muss zudem einen Ergebnisbericht als Vollzugsdokumentation erhalten, in 
dem auch die Standorte der Hilfsgeräte und die Quantifizierung nachgewiesen sind.) 
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A.8.6. Beschränkung der Ausführungszeit von Erdarbeiten und Baustellenvorbereitun-
gen 

Das Abschieben der Vegetationsdecke und die Baustellenvorbereitungen müssen außerhalb der 
Brutzeit - also zwischen 1.Oktober und 28./29. Februar - erfolgen. Gleiches gilt für ggf. durchzu-
führende Tätigkeiten des Kampfmittelräumdienstes, der maschinell gestützten Bodenerkundung 
sowie bei der Erkundung archäologischer Bodendenkmäler. 

Das Abschieben der Vegetationsdecke und die Baustellenvorbereitungen können als Ausnahme 
auch in der Zeit vom 1. März bis 30. September zugelassen werden, wenn die entsprechend be-
anspruchten Flächen unmittelbar vor dem Beginn der Arbeiten sorgfältig durch eine fachlich qua-
lifizierte Person auf das Vorhandensein von Nestern überprüft werden (Baufeldkontrolle). Sofern 
ein Brutgeschäft bereits begonnen wurde (was auch den beginnenden Nestbau mit einschließt), 
sind die Brut und das Ausfliegen der Jungvögel abzuwarten, um danach unmittelbar die Arbeiten 
durchzuführen. Der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Bergstraße ist ein entspre-
chender Ergebnisbericht zu übergeben. 

A.8.7. Regelungen zu Gebäudearbeiten 

Die im Plangebiet vorhandenen Bestandsgebäude werden evtl. als Bruthabitate von synanthrop 
orientierten Vogelarten genutzt. Veränderungen an ihrer Bausubstanz (Fassade und Dachstuhl) 
oder auch Abriss sind außerhalb der Brutzeit durchzuführen um das Eintreten von Verbotstatbe-
ständen zu vermeiden. Ist diese zeitliche Befristung aus zwingenden Gründen nicht einzuhalten, 
müssen die potenziellen Bruthabitate unmittelbar vor dem Beginn der Arbeiten auf das Vorhan-
densein von Nestern überprüft werden; bei nachgewiesenen Nestern mit Gelegen, brütenden 
Vögeln oder Nestlingen muss das Ausfliegen der Jungvögel abgewartet werden, um danach un-
mittelbar mit den Arbeiten zu beginnen. (Hinweis: Die zuständige Naturschutzbehörde muss in 
diesem Fall einen Ergebnisbericht erhalten.) 

Als Ausnahme sind auch alternative und funktional gleichwertige Maßnahmen (z.B. unmittelbare, 
vorlaufende Kontrolle) zulässig.  

A.8.8. Verschluss von Bohrlöchern 

Alle Löcher, die bei (Probe-)Bohrungen im Plangebiet entstehen, sind unverzüglich durch geeig-
nete Substrate zu verschließen. 

A.8.9. Sicherung von Austauschfunktionen für Kleinsäuger 

Bei Zäunen ist zwischen Zaununterkante und Boden ein Abstand von mindestens 10 cm einzu-
halten. Die Errichtung von Mauersockeln ist unzulässig.  

A.8.10. Schutz von Insekten 

Für die Außenbeleuchtung auf den Baugrundstücken sind ausschließlich warmweiße LED-Leuch-
ten (bis maximal 3.000 Kelvin Farbtemperatur) oder vergleichbare Technologien mit verminderten 
Lockeffekten für Insekten zulässig. Leuchten sind so anzubringen, dass sie nur nach unten ab-
strahlen. 

A.8.11. Ökologische Baubegleitung 

Die Wahrung der artenschutzrechtlichen Belange sowie die fachlichen Beratung und Begleitung 
bei der Umsetzung und Dokumentation von artenschutzrechtlich festgelegten Maßnahmen, ist 
durch eine qualifizierte Person aus dem Fachbereich der Landespflege oder vergleichbarer Fach-
richtungen sicherzustellen. 

A.8.12. Umgang mit Niederschlagswasser 

Das auf befestigten Freiflächen und Dachflächen der Baugrundstücke anfallende Niederschlags-
wasser ist auf den Grundstücken, auf denen das Niederschlagswasser anfällt, zu versickern, 
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sofern es nicht als Brauchwasser und/oder für die Grünflächenbewässerung verwendet wird. Als 
Ausnahme kann eine gedrosselte Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage zugelassen wer-
den, wenn die Versickerung nach den anerkannten Regeln der Technik nicht möglich oder was-
serrechtlich nicht zulässig ist. Bei ausnahmsweiser Ableitung in die Abwasseranlage ist die zu-
lässige Einleitemenge auf 10 l/s ha beschränkt. (Hinweis: Dieser Wert ist durch geeignete techni-
sche Einrichtungen wie Retentionszisternen, Stauraumkanäle oder durch andere Maßnahmen 
wie z.B. Gründächer mit dem Entwässerungsantrag fachlich qualifiziert nachzuweisen.) 

Befestigte, ebenerdige Pkw-Stellplätze sind mit wasserdurchlässiger Oberfläche herzustellen 
(z.B. Haufwerksporiges Pflaster, Splittfugenpflaster, Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, 
Schotterrasen oder andere versickerungsaktive Materialien) und/oder das auf ihnen anfallende 
Niederschlagswasser ist seitlich in Grünflächen auf den Grundstücken, auf denen das Nieder-
schlagswasser anfällt, zu versickern. 

A.9. Bauliche oder technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder 
Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder 
Kraft-Wärme-Kopplung (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 

Auf Dachflächen der Hauptgebäude sind bei Erweiterung oder Neubau Photovoltaikanlagen zu 
errichten. Die Photovoltaikanlagen sind in Größe und Effizienz so zu berücksichtigen, dass sie 
zur Erfüllung der energiefachrechtlichen Bestimmungen geeignet sind (Aktuelle Anforderungen 
Gebäudeenergiegesetz bzw. Nachfolgegesetz). 

A.10. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 
Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Die nachfolgenden Festsetzungen zum Schutz vor Außenlärmeinwirkungen gelten für den aus 
schalltechnischer Sicht ungünstigsten Lastfall: 

- freie Schallausbreitung nachts, 

- Immissionshöhe 2. OG. 

Maßgebliche Außenlärmpegel, Lärmpegelbereiche 

Bei der Errichtung oder der baulichen Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufent-
haltsräumen sind die Außenbauteile entsprechend den Anforderungen der DIN 4109-1:2018-01, 
"Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen", und DIN 4109-2:2018-01, "Schall-
schutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen", auszu-
bilden. Grundlage hierzu sind die im Plan gekennzeichneten maßgeblichen Außenlärmpegel La 
bzw. Lärmpegelbereiche, die gemäß Tab. 7 der DIN 4109-1:2018-01 einander wie folgt zugeord-
net sind:  

 

Spalte 1 2 

Zeile 
Lärmpegelbe-
reich 

Maßgeblicher Außenlärmpegel  

La / [dB(A)] 

1 I bis 55 

2 II 56 bis 60 

3 III 61 bis 65 

4 IV 66 bis 70 

5 V 71 bis 75 

6 VI 76 bis 80 
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7 VII > 80a 

a: für maßgebliche Außenlärmpegel La > 80 dB(A) sind die Anforderungen aufgrund der örtlichen 
Gegebenheiten festzulegen 

 

Die erforderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile sind im Baugenehmigungsverfahren ge-
mäß DIN 4109-1:2018-01 und DIN 4109-2:2018-01 nachzuweisen. 

Von dieser Festsetzung kann gemäß § 31 Abs. 1 BauGB als Ausnahme abgewichen werden, 
wenn im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall geringere 
maßgebliche Außenlärmpegel bzw. Lärmpegelbereiche an den Fassaden anliegen (z. B. unter 
Berücksichtigung der Gebäudeabschirmung). Die Anforderungen an die Schalldämmung der Au-
ßenbauteile können dann entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1:2018-01 und DIN 4109-
2:2018-01 reduziert werden.  

Von dieser Festsetzung kann auch abgewichen werden, wenn zum Zeitpunkt des Baugenehmi-
gungsverfahrens die DIN 4109 in der dann gültigen Fassung ein anderes Verfahren als Grund-
lage für den Schallschutznachweis gegen Außenlärm vorgibt. 

Schalldämmende Lüftungseinrichtungen 

Bei der Errichtung oder der baulichen Änderung von Schlaf- und Kinderzimmern sind schalldäm-
mende Lüftungseinrichtungen vorzusehen.  

Auf dezentrale schallgedämmte Lüftungsgeräte für diese Räume kann verzichtet werden, wenn 
das Gebäude mit einer zentralen Lüftungsanlage ausgestattet ist und hierdurch ein ausreichender 
und schallgedämmter Luftaustausch gewährleistet ist. 

Von dieser Festsetzung kann gemäß § 31 Abs. 1 BauGB als Ausnahme abgewichen werden, 
wenn im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall nachts ge-
ringere Beurteilungspegel des Verkehrs als 50 dB(A) an den zur Belüftung von Schlaf- und Kin-
derzimmern erforderlichen Fenstern anliegen (z. B. unter Berücksichtigung der Gebäudeabschir-
mung).  
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A.11. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie 
Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB) 

Auf den Baugrundstücken ist je 400 m² Grundstücksfläche mindestens ein heimischer und stand-
ortgerechter Laubbaum-Hochstamm Laubbaum (z.B. aus der Artenliste in Texthinweis D.7) an-
zupflanzen, dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. (Hinweis: Bei der Ermittlung der anzupflanzen-
den Baumanzahl ist mathematisch zu runden). Bestehende Bäume werden unter Voraussetzung 
der Berücksichtigung der Festsetzung A.8.1 angerechnet.  

Bei der Anlage von Heckenpflanzungen zur Grundstückseinfriedung sind mindestens 80% aus 
heimischen Gehölzarten (Arten gemäß Pflanzliste in Texthinweis D.7). 

Mindestens 80 % der Grundstücksfreiflächen sind gärtnerisch anzulegen, soweit sie nicht für Zu-
wegungen oder sonstige Nebenanlagen genutzt werden. 

Mindestens 10% der nicht baulich genutzten Grundstücksfläche sind mit standortgerechten hei-
mischen Sträuchern (z.B. aus der Artenliste in Texthinweis D.7) zu bepflanzen. Bestehende 
Strauch- und Heckenflächen werden angerechnet, sofern diese Sträucher und Hecken aus Arten 
der Liste in Festsetzung D.7 bestehen. (Hinweis: Zypressen-, Thuja-Hecken und sonstige nicht 
heimische Arten werden ausdrücklich nicht angerechnet.) 

Bei allen festgesetzten Anpflanzungen bzw. bei der Nachpflanzung abgestorbener oder abgän-
giger Gehölze sind ausschließlich standortgerechte und heimische Gehölze (vgl. Liste standort-
gerechter und heimischer Gehölzarten unter Punkt D.7) mit folgenden Mindestpflanzqualitäten zu 
verwenden: 

• Hochstämme, 3 x verpflanzt, mit Ballen, 16-18 cm Stammumfang 
• Heister, 2 x verpflanzt, mit Ballen, 150-175 cm 
• Sträucher, 2 x verpflanzt, 4 Triebe, 60-100 cm 

Das Anpflanzen von Thuja- oder Chamaecyparis ist nicht zulässig.  

B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (örtliche Bauvorschrif-
ten) nach § 91 Hessischer Bauordnung (HBO) in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 4 BauGB 

B.1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 HBO) 

B.1.1. Dachausbildung 

Für Gebäude mit Flachdach oder flach geneigtem Dach bis maximal 10° Dachneigung wird die 
maximal zulässige Höhe des obersten Fassadenabschlusses des obersten Geschosses (First-
höhe oder Attika) auf maximal 10,50 m begrenzt. Hierbei ist es unerheblich, ob es sich bei dem 
obersten Geschoss um ein Vollgeschoss oder Staffelgeschoss handelt.  

Bei geneigten Dächern mit mehr als 10° Dachneigung sind rote bis rotbraune oder graue bis 
schwarze Dachmaterialien zu verwenden. Faserzement ist unzulässig. Begrünte Dächer sind dar-
über hinaus unabhängig von der Dachneigung für alle Gebäude zulässig. Bei geneigten Dächern 
über 10° Dachneigung ist eine Traufwandhöhe von maximal 8,50 m einzuhalten.  

Stark reflektierende Materialien zur Dacheindeckung und Fassadengestaltung sind unzulässig. 
Hiervon ausgenommen sind Solaranlagen auf den Dachflächen, die entsprechend zulässig sind. 
Entsprechende Anlagen dürfen jedoch keine Blendwirkung auf benachbarte Nutzungen und in 
Richtung von Verkehrsflächen aufweisen. 
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B.2. Gestaltung der Standflächen für Abfallbehältnisse sowie Art, Gestaltung 
und Höhe von Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 HBO) 

B.2.1. Gestaltung der Standflächen für Abfallbehältnisse 

Die Standflächen für Abfallbehältnisse sind einzuhausen, zu umpflanzen oder mit einem sonsti-
gen geeigneten Sichtschutz (z.B. Steinstehlen, Rankgitter etc.) zu umgeben und dauerhaft in-
stand zu halten. 

B.2.2. Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen 

Zäune sind ausschließlich aus Holz oder Metall zulässig. Kunststoffzäune sowie das „Einweben“ 
von Kunststoffbändern in Stabgitterzäune ist unzulässig.  

Die Errichtung von Mauersockeln unter Zäunen sowie von Mauern als Einfriedungen ist unzuläs-
sig. Als Ausnahme können Naturschotter-Gabionen und entsprechende Gabionenelemente bis 
1,00 m Höhe zugelassen werden, wenn im Abstand von maximal 10 m Bodenöffnungen mit einer 
Höhe von mindestens 10 cm und einer Breite von mindestens 20 cm vorgesehen werden.  

Die Verwendung von Thuja- oder Chamaecyparis-Hecken sowie Nadelgehölzen – mit Ausnahme 
von Eiben - zur Grundstückseinfriedung ist unzulässig. Hecken aus heimischen und standortge-
rechten Gehölzen der Artenliste in D.7 sind zur Grundstückseinfriedung zulässig.  

B.3. Gestaltung der Grundstücksfreiflächen 

Die nicht baulich genutzten Grundstücksfreiflächen sind im Sinne des § 8 Hessischer Bauord-
nung (HBO) zu begrünen und als Grünflächen dauerhaft zu pflegen. Die Herstellung von Kies- 
und Schotterflächen (mit und ohne punktuelle Begrünung) ist ausschließlich für Wege, Stellplätze 
und Terrassen zulässig. Die Anlage von Kies- und Schotterflächen zur Gartengestaltung ist im 
Übrigen unzulässig. 

C. Kennzeichnungen nach § 9 Abs. 5 BauGB 

C.1. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äu-
ßere Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnah-
men gegen Naturgewalten erforderlich sind, hier: Vernässungs- und Über-
schwemmungsgefahr (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) 

C.1.1. Vernässungsgefahr 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird aufgrund oberflächennaher und schwankender 
Grundwasserstände gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB als vernässungsgefährdete Fläche gekenn-
zeichnet. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des „Grundwasserbewirtschaf-
tungsplanes Hessisches Ried“ (festgestellt mit Datum vom 09.04.1999 und veröffentlicht im 
Staatsanzeiger für das Land Hessen 21/1999 S. 1659; letzte Anpassung veröffentlicht im 
StAnz. 31/2006 S. 1704), dessen Vorgaben zu beachten sind. Während der Ausarbeitung dieser 
Verwaltungsvorschrift in den 1990er-Jahren lagen niedrige Grundwasserstände vor, weshalb mit 
dem Grundwasserbewirtschaftungsplan auch die teilweise großflächige Anhebung der Grund-
wasserstände beabsichtigt wurde. Seither haben sich die Grundwasserstände zwar erholt, eine 
Erhöhung der Grundwasserstände ist jedoch weiterhin möglich, die im Rahmen der endgültigen 
Bauausführung zu beachten sind. Im Plangebiet muss aber nicht nur mit hohen, sondern auch 
mit stark schwankenden Grundwasserständen und damit auch mit Setzungen und Schrumpfun-
gen des Untergrundes gerechnet werden. Maßgeblich sind dabei jeweils die langjährigen Mess-
stellenaufzeichnungen des Landesgrundwasserdienstes und speziell die Richtwerte der 
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Referenzmessstellen des Grundwasserbewirtschaftungsplanes zu berücksichtigen. Der Grund-
wasserflurabstand wird im hydrologischen Kartenwerk „Hessische Rhein- und Mainebene - 
Grundwasserflurabstand im Oktober 2015“ des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Um-
welt und Geologie (HLNUG), Wiesbaden (Planstand vom Oktober 2015) mit ca. 3-4 m angege-
ben. Demzufolge ist ggf. mit Nutzungseinschränkungen (z.B. Verzicht auf Unterkellerung) oder 
zusätzlichen Aufwendungen (z.B. bauliche Vorkehrungen gegen Vernässung) zu rechnen. Diese 
sind entschädigungslos hinzunehmen. Wer in ein bereits vernässtes oder vernässungsgefährde-
tes Gebiet hineinbaut und keine Schutzvorkehrungen gegen Vernässung trifft, kann bei auftre-
tenden Vernässungen keine Entschädigung verlangen. 

Es wird daher empfohlen, vor Planungs- bzw. Baubeginn objektbezogene Baugrunduntersuchun-
gen im Hinblick auf die Gründungssituation und die Grundwasserstände durchführen zu lassen. 

C.1.2. Überschwemmungsgefahr 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird aufgrund der Lage in einem überschwem-
mungsgefährdeten Gebiet (Risikoüberschwemmungsgebiet) gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB als 
überschwemmungsgefährdete Fläche gekennzeichnet. 

Im Rahmen der Aufstellung eines Hochwasserrisikomanagementplanes für den Rhein wurden 
gemäß § 74 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) auf der Grundlage aktueller digitaler Geländemodel-
lierungen Gefahrenkarten für den Rhein erstellt. In den Gefahrenkarten sind verschiedene Hoch-
wasserszenarien abgebildet. Nach den Hochwassergefahrenkarte für den Rhein (Blattschnitt G - 
13) die seitens des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG), 
Wiesbaden bereitgestellt werden, ist davon auszugehen, dass das Plangebiet im Falle eines Ext-
remhochwassers (HQextrem) oder des Versagens der Hochwasserschutzeinrichtungen (z.B. einem 
Dammbruch) bei einem 100-jährigen Hochwasser (HQ100) überschwemmt werden kann. Der Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes liegt somit innerhalb der potenziellen Überschwemmungs-
grenze eines extremen Hochwassers und in der potenziellen Überschwemmungsfläche hinter der 
Hochwasserschutzanlage des Rheins. Vorsorgemaßnahmen gegen Überschwemmungen sind 
aufgrund dieser Sachlage auf jeden Fall angebracht. Ausweislich der genannten Gefahrenkarte 
sind bei einem Versagen der Hochwasserschutzeinrichtungen am Rhein Wasserstände von bis 
zu 200 cm möglich. Bei Sanierung und Neubau von Objekten sind Vorkehrungen zu treffen und, 
soweit erforderlich, bautechnische Maßnahmen vorzunehmen, um den Eintrag von wasserge-
fährdenden Stoffen bei Überschwemmungen entsprechend dem Stand der Technik zu verringern. 
Grundsätzlich empfiehlt es sich auch, weitere elementare Vorsorgemaßnahmen beim Bau, bei 
der Erweiterung und der Sanierung zu treffen, um das Schadensausmaß bei Überschwemmun-
gen möglichst gering zu halten. Informationen sind auch über das Internet auf der Webseite des 
Regierungspräsidiums Darmstadt (www.rp-darmstadt.hessen.de) und auf der Webseite des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU; www.bmu.de) zu erhal-
ten. Auf die zu diesem Thema vorliegenden Handlungsanleitungen für Bauherrschaft, Architekten 
und Planer wird hingewiesen. Insbesondere wird zum Thema Hochwasserschutz und risikoange-
passtes Bauen auf die „Hochwasserschutzfibel - Objektschutz und bauliche Vorsorge“ des Bun-
desministeriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI; https://www.bmi.bund.de) verwiesen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 78c Abs. 2 WHG die Errichtung neuer Heizölverbrau-
cheranlagen in Risikoüberschwemmungsgebieten verboten ist, wenn andere weniger wasserge-
fährdende Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung stehen oder die An-
lage nicht hochwassersicher errichtet werden kann. Eine Heizölverbraucheranlage kann im Hoch-
wasserrisikoüberschwemmungsgebiet wie geplant errichtet werden, wenn das Vorhaben der zu-
ständigen Unteren Wasserbehörde des Landkreises Bergstraße spätestens sechs Wochen vor 
der Errichtung mit den vollständigen Unterlagen angezeigt wird und die Behörde innerhalb einer 
Frist von vier Wochen nach Eingang der Anzeige weder die Errichtung untersagt noch Anforde-
rungen an die hochwassersichere Errichtung festgesetzt hat. 

In den Gebieten bereits vorhandene Heizölverbraucheranlagen sind zur Vermeidung von Ver-
schmutzungen bis zum 05.01.2033 nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 



Stadt Bürstadt Ordnungsschlüssel: 006-31-05-2981-004-097-00 

B-Plan „Mainstraße Nord“ Textliche Festsetzungen 

 

 
SCHWEIGER + SCHOLZ Ingenieurpartnerschaft mbB Seite 11 

hochwassersicher nachzurüsten, soweit dies wirtschaftlich vertretbar ist. Sofern Heizölverbrau-
cheranlagen wesentlich geändert werden, sind diese zum Änderungszeitpunkt hochwassersicher 
nachzurüsten. 

D. Hinweise und Empfehlungen 

D.1. Denkmalschutz 

Innerhalb des Planbereiches und in dessen unmittelbarer Umgebung sind der Stadt Bürstadt 
keine Kulturdenkmäler nach § 2 des Hessischen Denkmalschutzgesetzes (HDSchG) bekannt. Im 
Nordwesten des Geltungsbereiches befindet sich gemäß gültigem Flächennutzungsplan ein Bo-
dendenkmal. Es handelt sich hierbei um Gräber der späten Latènezeit bzw. der frühen Germa-
nenzeit. Die Denkmäler sind nach § 9 Denkmalschutzgesetz gesetzlich geschützt und dürfen we-
der zerstört noch beseitigt, in ihrem Erscheinungsbild beeinträchtigt oder umgestaltet werden (§ 
16 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz). 

Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler nach § 2 
Abs. 2 HDSchG, wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände (z.B. 
Scherben, Steingeräte, Skelettreste), entdeckt werden können. Diese sind nach § 21 HDSchG 
unverzüglich der hessenARCHÄOLOGIE (Archäologische Abteilung des Landesamtes für Denk-
malpflege Hessen) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Bergstraße anzu-
zeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im un-
veränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des 
Fundes zu schützen (§ 21 Abs. 3 Satz 1 HDSchG). 

D.2. Ver- und Entsorgungsleitungen 

D.2.1. Pflanzabstände zu Ver- und Entsorgungsleitungen 

Bei Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich von Ver- und Entsorgungsleitungen sind ausreichende 
Pflanzabstände einzuhalten, damit Auswechslungen oder Reparaturen dieser Anlagen vorge-
nommen werden können. 

Darüber hinaus ist bei Anpflanzungsmaßnahmen im Bereich von Leitungstrassen zu beachten, 
dass tiefwurzelnde Bäume gemäß DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz 
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und Merkblatt 
DWA-M 162 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ einen Mindestabstand zu den Ver- 
und Entsorgungsleitungen aufweisen müssen. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind die 
Leitungen gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern oder die Standorte der Bäume dementspre-
chend zu verschieben. Pflanzmaßnahmen im Nahbereich von Betriebsmitteln sind deshalb vorher 
mit den entsprechenden Ver- und Entsorgungsunternehmen abzustimmen. 

Für die im Plangebiet verlaufenden Leitungen der EWR Netz GmbH gelten folgende Vorgaben: 
Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinflussung dürfen die nachstehenden Mindestabstände bei der 
Verlegung von Leitungen ohne Sondermaßnahmen nicht unterschritten werden. Die Sondermaß-
nahmen sind mit der EWR Netz GmbH abzustimmen. 

Die Schutzstreifen sind von jeglicher Bebauung und Bepflanzung mit Bäumen oder tiefwurzeln-
den Sträuchern freizuhalten. vorstehende Tätigkeiten innerhalb der Schutzstreifen sind der EWR 
Netz GmbH anzuzeigen und Schutzmaßnahmen mit der EWR Netz GmbH abzustimmen. 
 
Kabel/ Leitung Mindestabstand/  

lichter Abstand 
Schutzstreifen 
beiderseits  
Leitungsmitte 

Niederspannungskabel 0,2 m  
Straßenbeleuchtungskabel 0,2 m  
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Mittelspannungskabel mit Steuerkabel  0,2 m  
Mittelspannungsfreileitung  10 m 
Gas und Wasserbestand mit:   
 Wassertransportleitung (Kennz. HW) 1,5 m 5 m 
 Wasserverteilungsleitung (Kennz. VW) 0,4 m  
 Gas Hochdruckleitung (Kennz. HGD) 1,5 m  
 Gas Mitteldruckleitung (Kennz. VGM) 0,4 m  
 Gas Niederdruck (Kennz. VG) 0,4 m  

D.3. Löschwasserversorgung und Rettungswege 

Die Forderungen zum Löschwasserbedarf ergeben sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Hessischen 
Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG), aus 
§ 14 der Hessischen Bauordnung (HBO) und den technischen Regeln nach dem DVGW-Arbeits-
blatt W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“. Die 
Differenzierung nach der baulichen Nutzung erfolgt entsprechend § 17 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO). 

Im Zusammenhang mit den Flächen für die Feuerwehr wird auf die DIN 14090 (Flächen für die 
Feuerwehr auf Grundstücken) sowie den Anhang 14 H-VV TB: „Muster-Richtlinien über Flächen 
für die Feuerwehr“ hingewiesen. Die entsprechenden Bestimmungen sind im Rahmen der Ob-
jektplanung zu beachten. Hinsichtlich der Lage des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes in 
einer überschwemmungsgefährdeten Fläche (siehe Kapitel C.1.2 Überschwemmungsgefahr) 
ergibt sich ein Hinweis zur Lagerung von wassergefährdenden flüssigen Brennstoffen. Auf eine 
notwendige Prüfung der Rechtsvorschriften mittels Anlage A 1.2.8/7 H-VV TB wird verwiesen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass im bauaufsichtlichen Verfahren bei Objektplanungen mit Nut-
zungseinheiten mit anleiterbaren Stellen von mehr als 8,0 m über der Geländeoberkante, die Er-
stellung eines Brandschutzkonzeptes erforderlich ist, welches mit der örtlichen Feuerwehr abzu-
stimmen ist und die Belange des vorbeugenden Brandschutzes (hier: Sicherstellung eines zwei-
ten Rettungsweges) berücksichtigt. 

Zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und zur schnellen Erreichbarkeit für Feu-
erwehr und Rettungsdienst sind straßenseitig Hausnummern gut sichtbar und dauerhaft anzu-
bringen. 

D.4. Baugrund, Grundwasser und Bodenschutz 

Es wird darauf hingewiesen, dass von der Stadt Bürstadt im Zuge der Aufstellung dieses Bebau-
ungsplans keine Baugrunderkundung durchgeführt wurde. Je nach Erfordernis durch die bauliche 
Anlage wird daher empfohlen, vor Planungs- bzw. Baubeginn objektbezogene Baugrunduntersu-
chungen gemäß DIN 4020 „Geotechnische Untersuchungen für bautechnische Zwecke - Ergän-
zende Regelungen zu DIN EN 1997-2“ bzw. DIN EN 1997 „Entwurf, Berechnung und Bemessung 
in der Geotechnik“ im Hinblick auf die Gründungssituation und die Grundwasserstände durch ein 
qualifiziertes Ingenieurbüro durchführen zu lassen. 

Das Plangebiet liegt in einem Bereich, in dem witterungsbedingt mit stark schwankenden Grund-
wasserständen zu rechnen ist. 

Grundwasserhaltungsmaßnahmen (z.B. im Zusammenhang mit Baumaßnahmen) sind bei der 
zuständigen Unteren Wasserbehörde des Landkreises Bergstraße vorab zu beantragen. Zuvor 
ist zu klären, wohin das abgepumpte Wasser geleitet werden kann und es ist die Erlaubnis des 
Gewässereigentümers bzw. des Kanalbetreibers einzuholen.  

Es wird zudem auf die Anzeigepflicht für die Lagerung wassergefährdender Stoffe (z.B. Heizöl) 
bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Bergstraße hingewiesen. 
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Der Stadt Bürstadt liegen bislang keine entsprechenden Informationen über das Vorhandensein 
von Altflächen (Altstandorte, Altablagerungen), schädlichen Bodenveränderungen und/oder 
Grundwasserschäden vor. 

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische Auf-
fälligkeiten (z.B. ungewöhnliche Farbe, Geruch etc.) zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten 
Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung begründen, sind diese um-
gehend der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz 
und Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein 
Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktio-
nen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den 
einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

Zur Gewährleistung des Bodenschutzes (§ 202 BauGB) sind Maßnahmen zur Erhaltung und zum 
Schutz des Bodens - insbesondere des Oberbodens - vor Vernichtung oder Vergeudung vorzu-
sehen. Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzes wird hingewiesen. 
Die einschlägigen Richtlinien, Verordnungen und Regelwerke sind zu beachten. 

Die Regelungen der BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)) 
sowie der LAGA M20 (LAGA-Regelwerk “Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mine-
ralischen Abfällen - Technische Regeln” Mitteilung 20 mit den überarbeiteten Zuordnungswerten 
siehe Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ der hessischen Regierungspräsidien) bzw. ab dem 
01.08.2023 die Regelungen der Mantelverordnung (Verordnung zur Einführung einer Ersatzbau-
stoffverordnung, zur Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung und zur Än-
derung der Deponieverordnung und der Gewerbeabfallverordnung) sind in der jeweils gültigen 
Fassung einzuhalten. 

Bei eventuell erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Plangebietes darf der Oberbo-
den des ursprünglichen Geländes nicht überschüttet werden, sondern er ist zuvor abzuschieben. 

Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Ober- und Un-
terboden durchzuführen. 

Im Zuge der Planung und Durchführung von Maßnahmen, die mit einem Eingriff in den Boden 
verbunden sind, ist die DIN 19639 "Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorha-
ben" zu beachten. 

Es wird empfohlen, den anfallenden Erdaushub möglichst weitgehend auf den Baugrundstücken 
wieder zu verwenden. Im Sinne einer behutsamen Umweltvorsorge ist die Vermeidung bzw. Ver-
wertung von Erdaushub auf den Baugrundstücken einer Deponierung vorzuziehen. 

Zur Vermeidung und Minderung von Eingriffen in das Schutzgut Boden sollte eine Minimierung 
der Baustellenfläche angestrebt werden. 

Eine wasserrechtliche oder bodenschutzrechtliche Erlaubnis zum Einbau von Recyclingmaterial 
oder anderer Baustoffe erfolgt nicht. Es liegt in der Verantwortung der Bauherren bzw. der durch 
sie beauftragten Sachverständigen die geltenden Gesetze, Regelwerke und Richtlinien einzuhal-
ten. 

D.5. Gebäudeabriss und Hausanschlüsse 

Sollten in den betroffenen Gebieten (im Rahmen der Bebauung in zweiter Reihe) Abrisse von 
Gebäuden mit Gas- oder Trinkwasser-Hausanschlüssen geplant sein, so müssen die folgenden 
Beantragungen durch den Bauherren stattfinden: 

- Beantragung der Leitungstrennung(sechs Monate vor Abriss)  

- Beantragung des Zählerausbau (sechs Monate vor Abriss) 

- Plananfrage(eine Wochen vor Abriss und unmittelbar vor Abriss) 
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Bei Zweitreihenbebauung bzw. Grundstücksteilungen ist die grundbuchrechtliche Sicherung der 
Hausanschlussleitungen erforderlich. 

D.6. Wasserrechtliche und -wirtschaftliche Belange 

D.6.1. Sammeln, Verwenden und Versickern von Niederschlagswasser 

Es wird empfohlen, das auf befestigten Freiflächen und Dachflächen der Baugrundstücke anfal-
lende Niederschlagswasser in Zisternen zu sammeln und als Brauchwasser und/oder für die 
Grünflächenbewässerung zu verwenden. Sollten Zisternen im Grundwasserschwankungsbereich 
eingebaut werden, sollten diese auftriebssicher hergestellt werden. 
Anlagen zur Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser sind gemäß 
den jeweils gültigen DWA-Regelwerken anzulegen. Für die Bemessung von Versickerungsanla-
gen kann ein mittlerer hoher Grundwasserstand von ca. 88,5 müNN angenommen werden. Die 
Sohlen von Versickerungsanlagen dürfen daher nicht tiefer als 89,5 müNN liegen, um einen Min-
destgrundwasserabstand von > 1 m zu gewährleisten. 

Auf das Erfordernis einer wasserrechtlichen Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde des Landkrei-
ses Bergstraße für die Versickerung von Niederschlagswasser wird hingewiesen. 

D.6.2. Gefahr von Starkregenereignissen 

Aufgrund des Klimawandels ist künftig mit Starkregenereignissen in ggf. zunehmender Häufigkeit 
zu rechnen. Das städtische Kanalnetz ist nicht für entsprechende Starkregenereignisse dimensi-
oniert. Straßen können daher ggf. zeitweise bis zu mehrere Dezimeter hoch überflutet werden. 
Das von den Grundstücken ablaufende Niederschlagswasser kann ggf. nicht durch die Kanalisa-
tion aufgenommen werden und kann zu zeitweisem Rückstau führen. Die Bebauung der Grund-
stücke ist so zu planen, dass bauliche Schäden und vor allem Personenschäden durch Starkre-
genereignisse möglichst ausgeschlossen sind. Die Erdgeschosshöhe von Gebäuden sollte aus-
reichend hoch gewählt werden. Kellerräume, Kellerfenster, Tiefgaragenzufahrten etc. sollten ge-
gen entsprechende Starkregen- und Rückstauereignisse geschützt sein oder geschützt werden 
können. Bei Schäden infolge Starkregenereignissen kann keine Entschädigung von der Stadt 
Bürstadt verlangt werden. 

D.6.3. Gartenbrunnen 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Einrichtung eines Gartenbrunnens bei der Unteren Was-
serbehörde des Landkreises Bergstraße anzuzeigen ist. Das Anzeigeformular ist auf der Home-
page des Landkreises abrufbar. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich hierbei um Wasser 
handelt, das in der Regel keine Trinkwasserqualität hat. 

D.7. Liste standortgerechter und heimischer Gehölzarten 

Für die Anpflanzung von standortgerechten und heimischen Bäumen, Sträuchern sowie Kletter- 
und Rankpflanzen (vgl. Festsetzung unter Punkt A.11. und Empfehlung unter Punkt D.9.4.) wer-
den insbesondere nachfolgend aufgelistete Arten empfohlen. Gehölze zur besonderen Unterstüt-
zung der Hummel-, Bienen- und Insektenweide (sehr gutes Nektar- und/oder Pollenangebot) sind 
hierbei mit * gekennzeichnet. 

D.7.1. Laubbäume 

Einheimisch:  
Acer campestre* (Feldahorn), Acer platanoides* (Spitzahorn), Acer pseudoplatanus* (Berg-
ahorn), Alnus glutinosa (Schwarzerle), Betula pendula (Weiß-/Sandbirke), Carpinus betulus 
(Hainbuche), Castanea sativa* (Edelkastanie), Fagus sylvatica (Rotbuche), Juglans regia (Wal-
nuss), , Malus sylvestris* (Wildapfel), Prunus avium* (Vogelkirsche), Prunus domestica* 
(Pflaume), Prunus padus* (Traubenkirsche), Quercus petraea (Traubeneiche), Quercus robur 
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(Stieleiche),  Salix alba* (Silberweide), Salix caprea* (Salweide), Salix fragilis (Bruchweide), Sor-
bus aria* (Mehlbeere), Sorbus aucuparia* (Eberesche/Vogelbeere), Sorbus domestica* (Speier-
ling), Tilia cordata* (Winterlinde), Tilia platyphyllos* (Sommerlinde) sowie weitere Obstgehölze* 
in Arten und Sorten und diverse Salix*-Arten (Weidenarten) für die Frühtracht  

Nicht einheimisch aber m.o.w. eingebürgert bzw. häufig gepflanzte Zuchtformen:  
Aesculus x carnea* (Rotblühende Rosskastanie), Corylus colurna (Baumhasel), Carpinus betu-
lus „Fastigiata“ (Säulenhainbuche), Fagus sylvatica „Fastigiata“ (Säulenbuche),  Magnolia i.S. 
(Magnolien), Morus alba* (Weiße Maulbeere), Morus nigra* (Schwarze Maulbeere), Pyrus 
calleryana* (Stadtbirne), Prunus serrulata* „Kanzan“ (Japanische Blütenkirsche), Quercus robur 
„Fastigiata“ (Pyramideneiche) Robinia pseudoacacia* (Scheinakazie). 

D.7.2. Sträucher/Hecken 

Acer campestre* (Feldahorn), Buddleja davidii* (Schmetterlingsflieder), Buxus sempervirens* 
(Buchsbaum), Carpinus betulus (Hainbuche), Cornus mas* (Kornelkirsche), Cornus sanguinea* 
(Hartriegel), Corylus avellana (Haselnuss), Crataegus monogyna* (Weißdorn), Euonymus euro-
paeus* (Pfaffenhütchen), Ligustrum vulgare* (Liguster), Lonicera xylosteum* (Heckenkirsche), 
Prunus spinosa* (Schlehe), Rhamnus cathartica* (Kreuzdorn), Rosa canina* (Hundsrose), Rosa 
rubiginosa* (Weinrose), Salix purpurea* (Purpurweide), Salix viminalis* (Korbweide), Sambucus 
nigra* (Schwarzer Holunder), Sarothamnus scoparius* (Besenginster), Taxus baccata (Eibe), 
Viburnum lantana* (Wolliger Schneeball), Viburnum opulus* (Gewöhnlicher Schneeball) sowie 
diverse Salix*-Arten (Weidenarten) für die Frühtracht. 

D.7.3. Kletter- und Rankpflanzen 

Einheimisch:   
Clematis vitalba* (Gemeine Waldrebe), Hedera helix* (Efeu), Lonicera caprifolium* (Geißblatt/Je-
längerjelieber), Rosa* i.S. (Kletterrosen in Sorten) 

Nicht einheimisch aber m.o.w. eingebürgert bzw. häufig gepflanzte Zuchtformen:  
Aristolochia macrophylla (Pfeifenwinde), Hydrangea petiolaris (Kletterhortensie), Parthenocissus 
i.S. (Wilder Wein in Sorten), Polygonum aubertii (Schlingknöterich). 

D.8. Empfehlung für die Errichtung von Passivhäusern bzw. die Verwendung 
bestimmter Brennstoffe als Heizenergieträger und die Solarenergienutzung 

Zur Minimierung schädlicher Umweltbelastungen (Reduzierung klimarelevanter Emissionen) so-
wie zur rationellen Verwendung von Energie wird empfohlen, Wohngebäude als sogenannte Pas-
sivhäuser zu errichten. Soweit diese Bauweise nicht gewählt werden sollte, wird empfohlen, mög-
lichst weitgehend regenerative Energieformen (z.B. Erdwärme, Holzpellets etc.) auch über die 
Anforderungen des GEG hinaus zu nutzen. Auf die Bestimmungen des Gebäudeenergiegesetzes 
(GEG) insbesondere hinsichtlich der Verwendung regenerativer Energien wird verwiesen. 

Die Nutzung der Solarenergie zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung sowie die 
Errichtung von Photovoltaikanlagen werden grundsätzlich empfohlen. Die Optimierung der Dach-
ausrichtung zur Nutzung solarer Energie wird empfohlen. 

Für die Nutzung von Geothermie mittels Erdwärmesonden ist grundsätzlich eine wasserrechtliche 
Erlaubnis erforderlich. Die aktuellen „Anforderungen des Gewässerschutzes an Erdwärmeson-
den“ sind im Erlass des Hessischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz vom 21.03.2014 (StAnz. 17/2014 S. 383) festgelegt und vollständig zu beachten. 
Ebenso sind alle im Leitfaden „Erdwärmenutzung in Hessen“ (5. Auflage) aufgeführten techni-
schen Anforderungen an Bauausführung und Betrieb einzuhalten. Alle weiteren dort aufgeführten 
Auflagen und Hinweise sind zu beachten. Der Leitfaden steht auf der Internetseite des Hessi-
schen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie zum Download zur Verfügung. Bei 
Bohrungen über 100 m Tiefe ist die Bergaufsicht des Regierungspräsidiums Darmstadt zu betei-
ligen, zusätzlich ist nach dem Standortsicherungsgesetz eine hydrogeologische Stellungnahme 
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des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie einzuholen und es ist das 
Einvernehmen mit dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit herzustellen. Wei-
tere Einzelheiten zur Geothermie sind mit der zuständigen Unteren Wasserbehörde des Land-
kreises Bergstraße abzustimmen. 

D.9. Artenschutz und ökologische Aufwertung des Plangebietes 

D.9.1. Allgemeine Hinweise und Empfehlungen zum Artenschutz 

Es obliegt den Bauherren bzw. Grundstücksnutzern, für die Vermeidung artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestände Sorge zu tragen (auch im Hinblick auf die zukünftige Ansiedlung von Arten). 
Im Zweifel sollte vor Durchführung von Baumaßnahmen eine fachlich qualifizierte Person hinzu-
gezogen werden. 

Bei der Umsetzung des Bebauungsplanes oder auch bei späteren Abriss-, Umbau- oder Sanie-
rungsarbeiten darf nicht gegen die im Bundesnaturschutzgesetz (z.Zt. § 44 BNatSchG) geregel-
ten Verbote zum Artenschutz verstoßen werden, die unter anderem für alle europäisch geschütz-
ten Arten gelten (z.B. für alle einheimischen Vogelarten, alle Fledermausarten und die Zau-
neidechse). Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es unter anderem verboten, Tiere dieser Arten zu 
verletzen oder zu töten, sie erheblich zu stören oder ihre Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu 
beschädigen oder zu zerstören. Bei Zuwiderhandlungen drohen die Bußgeld- und Strafvorschrif-
ten (z.Zt. §§ 69, 71 und 71a BNatSchG). Die artenschutzrechtlichen Verbote gelten unabhängig 
davon, ob die bauliche Maßnahme baugenehmigungspflichtig ist oder nicht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass artenschutzfachliche bzw. -rechtliche Maßnahmen auch im 
Rahmen bauaufsichtlicher Verfahren verbindlich festgesetzt werden können. 

Die Bauherrschaft ist verpflichtet, zu überprüfen, ob artenschutzrechtliche Belange durch ihr Bau-
vorhaben beeinträchtigt werden können. Wird z.B. ein Bauantrag im Herbst oder Winter gestellt 
oder es finden sich zu dieser Zeit keine Spuren von geschützten Arten, entbindet dies die Bau-
herrschaft nicht von der Pflicht, bei einem Baubeginn im Frühjahr oder Sommer erneut zu über-
prüfen, ob geschützte Arten von dem Bauvorhaben betroffen sein könnten. Eine örtliche Absuche 
durch eine fachlich qualifizierte Person wird daher empfohlen. 

Nach bisherigem Kenntnisstand wird bei der Umsetzung des Bebauungsplanes voraussichtlich 
keine Ausnahmegenehmigung von den Verboten des § 44 BNatSchG erforderlich. Sofern dies 
aufgrund aktueller Beobachtungen doch der Fall sein sollte, wäre eine entsprechende Genehmi-
gung bei der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Bergstraße zu beantragen. 

D.9.2. Vorgaben für eine „bienenfreundliche Stadt 

Bei Pflanz- und Begrünungsmaßnahmen sollten zur Verbesserung der Lebensgrundlagen von 
Bienen, Hummeln und anderen Insekten möglichst Pflanzen und Saatgut verwendet werden, wel-
che die Tracht der Bienen besonders unterstützen und/oder sich auf andere Weise für Nutzinsek-
ten besonders eignen. 

Entsprechend gekennzeichnet sind die bevorzugt zu verwendenden Gehölzarten (siehe Pflanz-
listen unter Punkt D.7.). 

Bei der Grünlandansaat sollten bevorzugt arten- und blütenreiche Saatgutmischungen verwendet 
werden, welche für die Bienenweide günstig sind und möglichst weitgehend aus regionaler Her-
kunft stammen. Dies ist bei Anbietern bzw. Saatmischungen der Fall, die durch Organisationen 
wie „VWW-Regiosaaten“ oder „Regiozert“ zertifiziert sind. Beispielhaft genannt seien hier: 

• Rieger-Hofmann: „Nr. 01: Blumenwiese“ 
• Rieger-Hofmann: „Nr. 02: Frischwiese“ 

Dem Ziel einer guten Bienenweide besonders zuträglich sind naturgemäß Mischungen für Blüh-
flächen/Blühstreifen, die eigens zur Förderung von Nutzinsekten, Bienen und Schmetterlingen 



Stadt Bürstadt Ordnungsschlüssel: 006-31-05-2981-004-097-00 

B-Plan „Mainstraße Nord“ Textliche Festsetzungen 

 

 
SCHWEIGER + SCHOLZ Ingenieurpartnerschaft mbB Seite 17 

angeboten und angelegt werden. Beispielhaft werden hier geeignete Mischungen dreier Anbieter 
aufgeführt, die durch „VWW-Regiosaaten“ bzw. „Regiozert“ zertifiziert sind: 

• Rieger-Hofmann: „Nr. 08: Schmetterlings- und Wildbienensaum“ 
• Appels Wilde Samen: „Veitshöchheimer Bienenweide“ 
• Saaten-Zeller/Wildackershop: „Lebensraum Regio“ UG 9 

Die mit diesen Mischungen eingesäten Blühflächen haben eine Standzeit von bis zu fünf Jahren. 
In dieser Zeit ist mit längeren Blütenaspekten während der Vegetationszeit zu rechnen; danach 
ist die Fläche ggf. umzubrechen und neu einzusäen. Eine Mahd ist in der Regel im Herbst mög-
lich, aber nicht unbedingt erforderlich. 

Auch Fassadenbegrünungen sowie eine extensive Begrünung von Flachdächern und schwach-
geneigten Dächern bieten Insekten attraktive Nahrungsquellen und bilden somit einen wichtigen 
Pfeiler der bienenfreundlichen Maßnahmen. 

D.9.3. Fledermausschonende Gebäudearbeiten 

Abriss-, Umbau- oder Sanierungsarbeiten an Gebäuden sollten fledermausschonend durchge-
führt werden. Dazu sollten lockere oder hinterfliegbare Fassadenverkleidungen oder Dachbleche 
vor dem Beginn der Abriss-, Umbau- oder Sanierungsarbeiten von Hand entfernt werden. Ge-
bäuderisse und -öffnungen sowie der Dachstuhl sollten vor dem Beginn der Arbeiten auf Fleder-
mäuse überprüft werden. Sofern bei den Arbeiten oder Überprüfungen Fledermäuse angetroffen 
werden, ist eine Umsetzung der Tiere in geeignete Ersatzquartiere zu veranlassen. Für diesen 
Fall ist eine entsprechende Genehmigung bei der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises 
Bergstraße zu beantragen. 

D.9.4. Ökologische Aufwertung des Plangebietes 

Da es sich bei der Gruppe der Fledermäuse um eine im höchsten Maße bedrohte Artengruppe 
handelt und auch gebäudegebundene Arten durch vielfältige Gebäudesanierungsmaßnahmen 
stetig Quartierverluste erleiden, wird empfohlen, an den Neubauten verbindlich nutzbare Quar-
tierstrukturen vorzusehen. Vorgeschlagen werden das Aufhängen entsprechender Wandschalen 
bzw. der Einbau von Quartiersteinen. 

Es wird empfohlen, die Außenbeleuchtung auf den Baugrundstücken und die Beleuchtung der 
öffentlichen Verkehrsflächen so zu installieren, dass sie ausschließlich die zu beleuchtenden Flä-
chen anstrahlt. Die nächtliche Beleuchtung sollte zudem auf das zeitlich und räumlich unbedingt 
notwendige Maß beschränkt werden. 

Es wird empfohlen bei den Gehölzpflanzungen unbehandelte Pflanzpfähle (wichtige Nistsubstrat-
quelle für diverse Hautflüglerarten) zu verwenden. 

Auf die Beachtung der DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ wird hingewiesen. Es wird 
empfohlen vorhandene Bäume und Gehölze die erhalten werden sollen, bauzeitlich durch geeig-
nete Maßnahmen der DIN 18920 gegen Beschädigung zu schützen. 

Es wird empfohlen, Dachflächen extensiv zu begrünen und größere Fassaden mit geeigneten 
Kletter- oder Rankpflanzen (vgl. Liste standortgerechter und heimischer Gehölzarten unter 
Punkt D.7.) zu bepflanzen. 

Es wird empfohlen, Pflanzgut (Sträucher und Bäume) sowie das einzusetzende Saatgut aus-
schließlich aus regionaler Herkunft zu verwenden. 

D.10. Immissionsschutz 

Gegen den Straßenbaulastträger von klassifizierten Straßen bestehen keine Ansprüche auf 
Durchführung von Schutzmaßnahmen aufgrund des BImSchG. 
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Entschädigungsansprüche oder Ansprüche auf Schutzmaßnahmen gegen die Deutsche Bahn 
AG und die Stadt Bürstadt können nicht geltend gemacht werden. 

Es wird grundsätzlich empfohlen, eventuelle lärmempfindliche, schutzbedürftige Nutzungen (z.B. 
Aufenthaltsräume, Schlaf- und Kinderzimmer) möglichst zu den von den Straßen bzw. Schienen 
abgewandten Gebäude- oder Grundstücksseiten zu orientieren. Ergänzend bestehen Möglich-
keiten für Schallschutzmaßnahmen an den Gebäuden (z.B. Grundrissorientierung, zusätzliche 
Errichtung von „Prallscheiben“). 

D.11. Kampfmittel 

Um kampfmittelbedingte Risiken für die späteren baulich genutzten Flächen auszuschließen, wird 
der Kampfmittelräumdienst neben der Bündelungsstelle des Regierungspräsidiums Darmstadt 
zusätzlich separat beteiligt. Eine entsprechende Anfrage erfolgt im Rahmen der Behördenbetei-
ligung zur vorliegenden Bauleitplanung. Je nach Ergebnis werden entsprechende Untersuchun-
gen veranlasst oder entsprechende Hinweise im Textteil des Bebauungsplans ergänzt. 

Soweit im Zuge von Bauarbeiten ein kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden 
sollte, ist der Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen beim Regierungspräsidium Darmstadt 
unverzüglich zu verständigen. 

D.12. Freiflächenplan 

Es wird darauf hingewiesen, dass mit den Bauvorlagen zu den jeweiligen Bauvorhaben ein Frei-
flächenplan einzureichen ist (siehe auch Bauvorlagenerlass). Dieser hat die geplante Nutzung 
der Freiflächen nach Art, Lage und Größe mit allen gemäß Bebauungsplan vorgesehen Bepflan-
zungen, den versiegelten, befestigten und begrünten Flächen, den Verkehrsflächen etc. darzu-
stellen. 

D.13. Stellplatzsatzung 

Die erforderliche Anzahl an Stellplätzen ist gemäß der Stellplatzsatzung der Stadt Bürstadt zu 
ermitteln und in den Bauvorlagen nachzuweisen. 

D.14. Einsichtnahme von DIN-Normen 

Folgende DIN-Normen, die den Inhalt von Festsetzungen des Bebauungsplanes konkretisieren 
und hierdurch die Zulässigkeit eines Vorhabens planungsrechtlich beeinflussen, können bei der 
Stadtverwaltung Bürstadt während der Dienststunden eingesehen oder über den Beuth Verlag 
GmbH, Berlin bezogen werden: 

 

DIN-Norm Inhalt 
Derzeitiges Aus-
gabedatum 

DIN 4109-1:2018-01 
Schallschutz im Hochbau 

Teil 1: Mindestanforderungen 
01.01.2018 

DIN 4109-2:2018-01 

Schallschutz im Hochbau 

Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der An-
forderungen 

01.01.2018 

 


